Bayerisches Ministerialblatt

BayMBI. 2021 Nr. 360 25. Mai 2021

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG)

Corona-Pandemie: MaBRnahmen betreffend Werk- und Forderstatten
fur Menschen mit Behinderung, Frihforderstellen sowie
Berufsbildungs- und Berufsforderungswerke

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

vom 25. Mai 2021, Az. G5ASz-G8000-2021/505-59

Das Bayerische Staatsministerium fur Gesundheit und Pflege erldsst im Einvernehmen mit dem Bayerischen
Staatsministerium fir Familie, Arbeit und Soziales auf der Grundlage des § 28 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung
mit § 28a Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 15 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) sowie in Verbindung mit § 65 Satz 2
Nr. 2 der Zustandigkeitsverordnung (ZustV) folgende

1.1

1.2

1.3

Allgemeinverfiigung

Far den Bereich der Werk- und Forderstatten fur Menschen mit Behinderung, der
Frihférderstellen und der Berufsbildungs- und Berufsférderungswerke sowie der vergleichbaren
Einrichtungen (§ 51 SGB IX) werden folgende allgemeinen Bestimmungen angeordnet:

Unter Berlcksichtigung coronaspezifischer Anforderungen finden statt:

a) in allen Forderstatten fur Menschen mit Behinderung eine Beschaftigung und Betreuung von
Menschen mit Behinderung,

b) in allen Interdisziplinadren Frihférderstellen eine Therapie, Férderung und Beratung fir Kinder
und deren Familien,

¢) in allen Werkstatten fir Menschen mit Behinderung eine Beschéaftigung und Betreuung von
Menschen mit Behinderung und

d) der Betrieb im Bereich der Berufsbildungs- und Berufsforderungswerke sowie der
vergleichbaren Einrichtungen (§ 51 SGB IX).

Zu diesen Zwecken haben die Einrichtungstrager jeweils ein Hygiene- und
Infektionsschutzkonzept auf der Grundlage eines von den Staatsministerien fur Familie, Arbeit
und Soziales sowie fur Gesundheit und Pflege zur Verfigung gestellten Rahmenhygieneplans
auszuarbeiten und auf Verlangen der zusténdigen Kreisverwaltungsbehdrde vorzulegen. Dabei
sind einrichtungsspezifische Anforderungen und die Umsténde vor Ort zu berlcksichtigen.

Die zustandigen Kreisverwaltungsbehérden kdnnen unter Berticksichtigung des jeweiligen
Rahmenhygieneplans nach Nr. 1.1 weitergehende Anordnungen erlassen, wenn ortlich ein
erhohtes Risiko fur eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 besteht.

Soweit im Folgenden die Verpflichtung vorgesehen ist, einen Mund-Nasen-Schutz (MNS) zu
tragen (Maskenpflicht), gilt:

a) Als Mindeststandard ist eine medizinische Gesichtsmaske zu tragen.

b) Kinder sind bis zum sechsten Geburtstag von der Tragepflicht befreit.
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1.4

1.5

1.6

1.7

c) Personen, die arztlich bescheinigt aufgrund einer gesundheitlichen Beeintrachtigung, einer
arztlich bescheinigten chronischen Erkrankung oder einer Behinderung keinen MNS tragen
koénnen, sind von der Trageverpflichtung befreit.

d) Das Abnehmen des MNS ist zulassig, soweit es aus zwingenden Griinden erforderlich ist,
insbesondere zur Kommunikation mit Menschen mit Horbehinderung.

e) Weitergehende Regelungen zum Tragen eines MNS oder einer FFP2-Maske kénnen sich fir
Mitarbeitende der Einrichtungen aus der Gefahrdungsbeurteilung geman
Arbeitsschutzgesetz ergeben.

Bei der Nutzung der Fahrdienste soll moglichst der Mindestabstand von 1,5 m, jedoch
mindestens jeweils ein freier Sitzplatz zwischen den Fahrgasten eingehalten werden. Fir die
Fahrgaste gilt wahrend der Beforderung FFP2-Maskenpflicht. Soweit Personen bei der Nutzung
von Fahrdiensten von der Pflicht zum Tragen einer FFP2-Maske oder einer medizinischen
Gesichtsmaske befreit sind, hat der Einrichtungstrager mit dem Beférderer in Abstimmung mit
dem zustandigen Bezirk MalRnahmen zu vereinbaren, die auf andere Weise einen gleichwertigen
Infektionsschutz sicherstellen.

Die Einrichtungen im Sinne der Nrn. 2 bis 5 diirfen nicht betreten werden von

a) Personen, die mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert oder an COVID-19 erkrankt sind
und deshalb zur Isolation verpflichtet sind,

b) Verdachtspersonen, die zur Quarantéane verpflichtet sind nach einem positiven Antigentest
zum direkten Erregernachweis von SARS-CoV-2, der nicht durch eine medizinische
Fachkraft oder eine vergleichbare, hierfiir geschulte Person vorgenommen wurde,

c) Personen, denen vom Gesundheitsamt mitgeteilt wurde, dass sie aufgrund eines engen
Kontakts zu einem bestatigten Fall von COVID-19 nach den jeweils geltenden Kriterien des
Robert Koch-Instituts enge Kontaktpersonen sind, die ein erhdhtes Infektionsrisiko haben und

d) Personen, die einer sonstigen Quarantanemaflnahme unterliegen (zum Beispiel
Reisertickkehrer).

Das Betretungsverbot gemaf Nr. 1.5 Buchst. c gilt vorbehaltlich einer abweichenden
Entscheidung des zustandigen Gesundheitsamtes nicht fiir geimpfte und genesene Personen im
Sinne der COVID-19-SchutzmaRnahmen-Ausnahmenverordnung soweit sichergestellt ist, dass
sie die notwendigen Hygiene- und Abstandsregelungen (insbesondere das Tragen eines MNS
bzw. einer FFP2-Maske) unter Zuhilfenahme der Ublichen Unterstiitzungsleistungen einhalten.

Der Impfnachweis und der Nachweis der vorherigen SARS-CoV-2-Infektion im Sinne der
COVID-19-Schutzmalinahmen-Ausnahmenverordnung sind dem Einrichtungstrager auf
Anforderung vorzulegen. Treten bei den vom Betretungsverbot nach Nr. 1.5 Buchst. ¢
ausgenommenen Personen innerhalb von 14 Tagen ab dem Kontakt zu einer mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten oder an COVID-19 erkrankten Person typische Symptome
einer SARS-CoV-2-Infektion wie Husten, Fieber oder Geschmacks- und Geruchsverlust auf,
gilt die Ausnahme vom Betretungsverbot fiir diese Personen nicht mehr.

Die personensorgeberechtigte Person bzw. die rechtlich betreuende Person fiir die
Aufenthaltsbestimmung/Wohnungsangelegenheiten sowie die Einrichtungstrager oder
Bildungstrager haben fiir die Beachtung der in den Nrn. 1 bis 5 genannten Anordnungen und
der sich hieraus ergebenden Pflichten zu sorgen.

Fir den Bereich der Forderstatten fir Menschen mit Behinderung wird Folgendes angeordnet:

Der Besuch der Forderstatte steht unter der Voraussetzung, dass Forderstattenbesuchende bzw.
die personensorgeberechtigte Person bzw. die rechtlich betreuende Person fir die
Aufenthaltsbestimmung/Wohnungsangelegenheiten gegeniiber der Forderstatte eine Erklarung
dariiber abgegeben haben, dass sie auf das nicht vollig auszuschlieRende Infektions- und
Erkrankungsrisiko in geeigneter Weise hingewiesen wurden und sich dennoch fiir einen Besuch
der Forderstatte entschieden haben.
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2.2

2.3

24

3.2

4.2

4.3

4.4

Ausgeschlossen von der Beschaftigung und Betreuung in der Forderstatte sind Personen,

die an einer einschlagigen Grunderkrankung leiden, die einen schweren Verlauf einer
COVID-19-Erkrankung bedingen kann, wenn nach Gesamtabwagung der Umstande im Einzelfall
das gesundheitliche Risiko als zu grof} einzuschatzen ist. Die Einschatzung ist nach
Rucksprache mit dem Foérderstattenbesuchenden bzw. der personensorgeberechtigten Person
bzw. der rechtlich betreuenden Person fir die
Aufenthaltsbestimmung/Wohnungsangelegenheiten gegebenenfalls unter Einbeziehung
arztlicher Atteste zu treffen. Bei der Abwagung muss auch beriicksichtigt werden, dass der
Ausschluss nach Satz 1 nicht zur vollstandigen Isolation des Forderstattenbesuchenden fiihren
darf und ein Mindestmal} an sozialen Kontakten gewahrleistet bleibt.

Nr. 2.2 gilt nicht fir genesene und geimpfte Menschen mit Behinderung im Sinne der
COVID-19-Schutzmaflinahmen-Ausnahmenverordnung. Nr. 2.1 gilt entsprechend.

Auf den Begegnungs- und Verkehrsflachen des Forderstattengelandes, sowie Uberall dort, wo
der Mindestabstand von 1,5 m nicht zuverlassig eingehalten werden kann, besteht fir alle
Personen Maskenpflicht.

Fir den Bereich der Friihférderung wird Folgendes angeordnet:

Soweit mdglich sollten Leistungen auch in alternativer Form (zum Beispiel telefonisch, per E-Mail
oder durch Nutzung digitaler Medien) angeboten werden.

In der Frihférderstelle besteht Maskenpflicht. Der Rahmenhygieneplan nach Nr. 1.1 kann
abweichende Regelungen zum Mindeststandard gemal Nr. 1.3 Buchst. a vorsehen. Sofern die
Verpflichtung zum Tragen eines MNS die Behandlung bzw. den Kontakt zur Patientin bzw. zum
Patienten beeintrachtigt, ist moglichst auf einen ausreichenden Mindestabstand zu achten.

Fir den Bereich der Werkstatten fir behinderte Menschen wird Folgendes angeordnet:

Die Werkstatten dirfen fur die in Nr. 1.1 Buchst. ¢ genannten Zwecke nicht von Menschen mit
Behinderung betreten werden, die

a) an einer einschlagigen Grunderkrankung leiden, die einen schweren Verlauf einer
COVID-19-Erkrankung bedingen kann. Im Zweifelsfall ist dem Einrichtungstrager ein
arztliches Attest vorzulegen;

b) nichtin der Lage sind, die notwendigen Hygiene- und Abstandsregelungen unter
Zuhilfenahme der Ublichen Unterstltzungsleistungen einzuhalten.

Nr. 4.1 Buchst. a gilt nicht fiir genesene und geimpfte Menschen mit Behinderung im Sinne der
COVID-19-Schutzmalnahmen-Ausnahmenverordnung.

Zu Beschaftigungs- und Betreuungszwecken sowie insbesondere zur Vermeidung einer
vollstandigen sozialen Isolation soll der Einrichtungstrager fiir die von Nr. 4.1 betroffenen
Menschen mit Behinderung, die nicht die Voraussetzungen nach Nr. 4.2 erfillen, ein
Beschaftigungs- und/oder Betreuungsangebot in Notgruppen zur Verfligung stellen. Bei der
Beschaftigung und Betreuung in Notgruppen ist durch den Einrichtungstrager sicherzustellen,
dass die Betreuung und Beschaftigung der betroffenen Personen jeweils in festen Gruppen und
maoglichst ohne unmittelbaren Kontakt zu anderen beschaftigten Menschen mit Behinderung
stattfindet. Das Beschaftigungs- und Betreuungsangebot in Notgruppen muss zudem mit dem
betriebsinternen Hygiene- und Infektionsschutzkonzept der Einrichtung vereinbar und in diesem
spezifiziert sein.

Auf den Begegnungs- und Verkehrsflachen des Werkstattgelandes sowie iberall dort, wo der
Mindestabstand von 1,5 m nicht zuverlassig eingehalten werden kann, besteht fiir alle Personen
Maskenpflicht.

Fir den Bereich der Berufsbildungs- und Berufsférderungswerke sowie vergleichbarer

Einrichtungen (§ 51 SGB IX) besteht auf dem Einrichtungsgelande fiir alle Personen
Maskenpflicht, soweit der Mindestabstand von 1,5 m nicht zuverlassig eingehalten werden kann.
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6. Auf die BuRgeldvorschrift des § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG sowie auf die Strafvorschrift des § 74 IfSG
wird hingewiesen.

7. Diese Allgemeinverfligung tritt am 26. Mai 2021 in Kraft und mit Ablauf des 15. Juli 2021
aufder Kraft. Mit Ablauf des 25. Mai 2021 tritt die Allgemeinverfiigung Corona-Pandemie:
MafRnahmen betreffend Werk- und Forderstatten fir Menschen mit Behinderung,
Frihforderstellen sowie Berufsbildungs- und Berufsférderungswerke vom 7. Januar 2021,

Az. G7VZ-G8000-2020/122-782, zuletzt geandert durch Bekanntmachung vom 14. April 2021,
Az. G510-G8000- 2021/504-57, aul3er Kraft.

Begriindung

Nach § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG trifft die zustandige Behorde die notwendigen Schutzmalinahmen,
insbesondere die in § 28a Abs. 1 und in den §§ 29 bis 31 IfSG genannten, soweit und solange es zur
Verhinderung der Verbreitung tibertragbarer Krankheiten erforderlich ist. Die Zustandigkeit des
Staatsministeriums fir Gesundheit und Pflege ergibt sich aus § 65 Satz 2 Nr. 2 ZustV.

Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG, der bundesweit
und in Bayern noch immer stark verbreitet ist. In allen bayerischen Regierungsbezirken ist weiterhin ein
Infektionsgeschehen feststellbar.

Dabei besteht in den in dieser Bekanntmachung genannten Einrichtungen nach bisherigem Stand nach wie
vor auch eine erhebliche Ansteckungsgefahr und die Gefahr der Fortsetzung entsprechender
Infektionsketten. Bestehen aber Infektionsketten, ist eine Ausbreitung ohne Maflnahmen in den betroffenen
Einrichtungen nur noch schwer einzudammen.

Um die Teilhaberechte der Menschen mit Behinderung maéglichst wenig einzuschranken, sind die
MaRnahmen stets an das jeweilige Infektionsgeschehen anzupassen.

Das Einhalten der nétigen disziplinierten Hygieneetikette kann nicht von allen beschaftigten und betreuten
Menschen mit Behinderung und Teilnehmenden an Malinahmen der in dieser Bekanntmachung genannten
Einrichtungen eigenverantwortlich sichergestellt werden. Diese bedirfen in vielen Fallen einer Unterstiitzung
durch das jeweilige Einrichtungspersonal.

Hinzukommt, dass es sich bei Menschen mit Behinderung zum Teil um eine besonders vulnerable Gruppe
handelt.

Aus den genannten Griinden sind zur Verlangsamung des Infektionsgeschehens in Bayern und zum Schutz
der zum Teil besonders vulnerablen Gruppe der Menschen mit Behinderung weitere Anordnungen von
Verhaltensregeln der in dieser Bekanntmachung genannten Einrichtungen fachlich geboten. Ziel ist eine
Verlangsamung der Ausbreitung von COVID-19. Denn dies hatte zur Folge, dass die zu erwartenden
schweren Erkrankungsfalle in der Bevolkerung Uber einen langeren Zeitraum verteilt und
Versorgungsengpasse in den Krankenhausern vermieden werden. Auch insofern dient die vorliegende
MafRnahme dem Gesundheitsschutz.

Aus den genannten Griinden ist nach Abwagung aller relevanten Umstande die vorliegende, zeitlich
befristete Anordnung verhaltnismaRig und gerechtfertigt, um dem vorrangigen Gesundheitsschutz der
Bevolkerung (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz) Rechnung zu tragen. Die Rechte und Interessen der
beschaftigten und betreuten Menschen mit Behinderung sowie der Teilnehmenden an MaRnahmen und
des Personals der Einrichtungen treten demgegenuber zurtick.

ZuNr. 1:
ZuNr. 1.1:

Im Rahmen einer Risikoabwagung kann unter Hygiene- und InfektionsschutzmaRnahmen in Werk- und
Forderstatten fur Menschen mit Behinderung eine Beschaftigung und Betreuung von Menschen mit
Behinderung erfolgen sowie in Frihférderstellen und in Berufsbildungs- und Berufsférderungswerken sowie
in vergleichbaren Einrichtungen gemaf § 51 SGB Xl ein angepasster Betrieb stattfinden.
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Die Einrichtungen sind gehalten, Hygiene- und Infektionsschutzkonzepte auf der Grundlage des von den
Staatsministerien fir Familie, Arbeit und Soziales sowie fiir Gesundheit und Pflege zur Verfiigung gestellten
Rahmenhygieneplanen fir die jeweiligen Einrichtungen zu entwickeln. Die speziellen Anforderungen
ergeben sich aus diesen Rahmenhygieneplanen.

Es sind das Einrichtungspersonal, die Besuchenden der Einrichtungen sowie gegebenenfalls eine rechtlich
betreuende Person fir die Aufenthaltsbestimmung/Wohnungsangelegenheiten und im Fall von
minderjahrigen Einrichtungsbesuchenden die personensorgeberechtigte Person entsprechend vom Trager
zu informieren.

Die Regelungen der aktuell glltigen BaylfSMV, einschlagiger Allgemein- und ggf. Einzelverfligungen sowie
bereits fiir die Art des Betriebs existierende Hygiene- und Infektionsschutzkonzepte und
arbeitsschutzrechtliche Anforderungen bleiben unberihrt.

Zu Nr. 1.2:

Wenn auf lokaler Ebene mdglichst schnell und individuell auf das dynamische Infektionsgeschehen vor Ort
reagiert werden muss, kdnnen die jeweils zustandigen Kreisverwaltungsbehérden unter Berlicksichtigung
der oben genannten Rahmenhygieneplane weitergehende Anordnungen erlassen.

Zu Nr. 1.3:

Im Sinne des Infektionsschutzes gilt in den Einrichtungen die Pflicht zum Tragen eines MNS. Insoweit
kommen die derzeit zu beachtenden arbeitsschutzrechtlichen Vorgaben fiir Arbeitsstatten zur Anwendung.
Als Mindeststandard sind medizinische Gesichtsmasken zu tragen. Von der Maskenpflicht missen Kinder
bis zum sechsten Geburtstag sowie Personen ausgenommen werden, die arztlich bescheinigt aufgrund
einer gesundheitlichen Beeintrachtigung, einer arztlich bescheinigten chronischen Erkrankung oder einer
Behinderung keinen MNS tragen kénnen. Das Abnehmen des MNS ist zudem zulassig, solange es aus
zwingenden Griinden, insbesondere zur Kommunikation mit Menschen mit Hérbehinderung erforderlich ist.

Zu1.4:

Bei der Nutzung der Fahrdienste soll méglichst der Mindestabstand von 1,5 m, jedoch mindestens jeweils
ein freier Sitzplatz zwischen den Fahrgasten eingehalten werden und die Fahrgaste haben wahrend der
Beférderung eine FFP2-Maske zu tragen. Wenn bei der Nutzung der Fahrdienste Personen befordert
werden, die gemal § 28b Abs. 9 Satz 2 IfSG oder § 1 Abs. 2 der 12. BaylfSMV von der Pflicht zum Tragen
einer FFP2-Maske oder einer medizinischen Maske befreit sind, hat der Einrichtungstrager mit dem
Beforderer im Sinne des Infektionsschutzes in Abstimmung mit dem zustandigen Bezirk MalRnahmen zu
vereinbaren, die auf andere Weise einen gleichwertigen Infektionsschutz sicherstellen.

Zu 1.5:

Fir alle in den Nrn. 2, 3, 4 und 5 genannten Einrichtungen wurde aus Infektionsschutzgriinden ein
Betretungsverbot fiir alle Personen geregelt, die mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert oder an
COVID-19 erkrankt sind, die nach einem positiven Antigentest zur Quarantane verpflichtet sind, die in
Kontakt mit einer infizierten Person stehen bzw. die einer sonstigen Quarantanemafinahme unterliegen.

Nr. 1.6:

Vollstéandig gegen COVID-19 geimpfte, asymptomatische Personen sind nach Exposition zu einem
bestatigten SARS-CoV-2-Fall vom Betretungsverbot ausgenommen, ebenso wie asymptomatische
Personen, die in der Vergangenheit eine PCR-bestatigte SARS-CoV-2-Infektion durchgemacht haben
(,Genesene®) und mit einer Impfdosis geimpft sind. Nach bisherigem Kenntnisstand kann diese Ausnahme
vom Betretungsverbot fir alle aktuell in Deutschland zugelassenen und von der Standigen Impfkommission
(STIKO) empfohlenen Impfstoffe gelten.

Wenn eine Kontaktperson vollstandig geimpft ist (Tag 15 nach der abschliefienden Impfung), ist kein
Betretungsverbot erforderlich.
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Wenn es sich bei der asymptomatischen Kontaktperson um einen immungesunden, friiheren
PCR-bestatigten SARS-CoV-2-Fall handelt, ist aufgrund der aktuellen Datenlage zu Reinfektionen und
Kontagiositat bei erneuter Infektion nur dann kein Betretungsverbot erforderlich, wenn der Kontakt innerhalb
von sechs Monaten nach dem Nachweis der vorherigen SARS-CoV-2-Infektion erfolgte.

Das Gesundheitsamt kann im Einzelfall abweichende Entscheidungen treffen und ein Betretungsverbot
gegeniber Kontaktpersonen, flir die nach dieser Allgemeinverfligung eine Ausnahme vom Betretungsverbot
gilt, anordnen. Eine solche Anordnung ist bei zuvor infizierten und genesenen Kontaktpersonen geboten,
wenn bei dem Indexfall der Verdacht auf eine Infektion mit einer in Deutschland bislang nicht
vorherrschenden besorgniserregenden Virusvariante besteht.

Zu1.7:

Durch Nr. 1.7 soll sichergestellt werden, dass die Anordnungen dieser Allgemeinverfligung und die sich
daraus ergebenen Pflichten eingehalten werden.

Zu Nr. 2:
ZuNr. 2.1:

Da Forderstattenbesuchende mit erhohtem Gesundheitsrisiko, insbesondere wegen einschlagiger
Vorerkrankung (zum Beispiel chronischer Atemwegs- oder Lungenerkrankungen, Erkrankungen des
Herzens oder des Kreislaufsystems, Erkrankungen der Leber oder Niere, Erkrankungen im Zusammenhang
mit Diabetes mellitus, Krebserkrankungen, Stoffwechselerkrankungen sowie unterdriickter bzw.
geschwachter Immunabwehr), anders als bei Werkstattbeschaftigten, nicht grundsatzlich vom
Forderstattenbesuch ausgeschlossen werden, sollen die Férderstattenbesuchenden, insbesondere
Personen, die an einer einschlagigen Vorerkrankung leiden bzw. deren personensorgeberechtigte Person
die rechtlich betreuende Person fiir die Aufenthaltsbestimmung/Wohnungsangelegenheiten von den
Einrichtungen darliber aufgeklart werden, dass ein Infektions- und Erkrankungsrisiko nicht vollstandig
auszuschlieRen ist. Entscheiden sich die Betroffenen dennoch fiir den Férderstattenbesuch, sollen sie der
Einrichtung in einer Erklarung bestatigen, auf die bestehenden Risiken hingewiesen worden zu sein und sich
in Kenntnis dieser Risiken fir einen Forderstattenbesuch entschieden zu haben.

Zu Nr. 2.2:

Forderstattenbesuchende mit erhdhtem Gesundheitsrisiko, insbesondere wegen einschlagiger
Vorerkrankungen sollen — anders als bei Werkstattbeschaftigten — nicht grundsatzlich vom
Forderstattenbesuch ausgeschlossen werden. Die Entscheidung Uber einen Ausschluss vom
Forderstattenbesuch trifft der Einrichtungstrager nach Riicksprache mit der Forderstattenbesucherin

oder dem Forderstattenbesucher bzw. mit der personensorgeberechtigten Person oder den
personensorgeberechtigten Personen oder mit dem bzw. der rechtlich betreuende Person fir die
Aufenthaltsbestimmung/Wohnungsangelegenheiten gegebenenfalls unter Einbeziehung arztlicher Atteste,
unter Einschatzung des gesundheitlichen Risikos auf Grundlage einer Gesamtabwagung der Umstande im
Einzelfall (u. a. die Art und Schwere der Grunderkrankung, die Raumlichkeiten der Forderstatte, das dort
mogliche Hygiene- und Infektionsschutzkonzept, die Dringlichkeit der Betreuung etc.).

Zu Nr. 2.3:

Genesene und geimpfte Menschen mit Behinderung im Sinne der COVID-19-SchutzmaRnahmen-
Ausnahmenverordnung dirfen die Forderstatten betreten. Nr. 2.1 gilt entsprechend.

Zu Nr. 2.4:

Im Sinne des Infektionsschutzes ist in den Forderstatten fir Menschen mit Behinderung auf den
Begegnungs- und Verkehrsflachen sowie tiberall dort, wo der Mindestabstand von 1,5 m nicht zuverlassig
eingehalten werden kann, von allen Personen ein MNS zu tragen.
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Zu Nr. 3:
Zu Nr. 3.1:

Um den unmittelbaren persénlichen Kontakt zu minimieren, sollten, wenn maglich, Leistungen auch in
alternativer Form (zum Beispiel telefonisch, per E-Mail oder durch Nutzung digitaler Medien) angeboten
werden.

Zu Nr. 3.2:

Im Sinne des Infektionsschutzes sind in der Frihforderstelle alle Personen zum Tragen eines MNS
verpflichtet. Der Rahmenhygieneplan nach Nr. 1.1 kann abweichende Regelungen zum Mindeststandard
gemald Nr. 1.3 Buchst. a vorsehen. Sofern die Verpflichtung zum Tragen eines MNS die Behandlung bzw.
den Kontakt zur Patientin bzw. zum Patienten beeintrachtigt, ist moglichst auf einen ausreichenden
Mindestabstand zu achten.

Zu Nr. 4:
ZuNr. 4.1:

Voraussetzung fir die Beschaftigung und Betreuung der Werkstattbeschaftigten in der Werkstatt ist, dass sie
an keiner einschlagigen Grunderkrankung leiden, die einen schweren Verlauf einer COVID-19-Erkrankung
bedingen kann. Hierzu zahlen insbesondere Erkrankungen der Lunge und der Atemwege, Erkrankungen des
Herzens oder des Kreislaufsystems, Erkrankungen der Leber oder Niere, Erkrankungen im Zusammenhang
mit Diabetes mellitus, Krebserkrankungen sowie Stoffwechselerkrankungen. Gleiches gilt, wenn die
Immunabwehr wegen der Einnahme von Medikamenten unterdriickt ist oder eine Schwachung des
Immunsystems vorliegt. Im Zweifelsfall ist zur Aufnahme der Beschaftigung und Betreuung die Vorlage eines
arztlichen Attestes erforderlich.

Weitere Voraussetzung fiir die Beschaftigung und Betreuung der genannten Personen ist, dass diese in der
Lage sind, die notwendigen Hygiene- und Abstandsregelungen unter Zuhilfenahme der in der Werkstatt fur
behinderte Menschen Ublichen Unterstiitzungsleistungen einzuhalten. Diese Anforderung ist notwendig, um
den ohnehin bereits durch die durchzufiihrenden Hygiene- und InfektionsschutzmaRnahmen erschwerten
Betriebsablauf nicht noch weiter in erheblichem Umfang zu stéren. Deshalb kénnen
Unterstltzungsleistungen insoweit durch das Einrichtungspersonal nur im tblichen Umfang erfolgen. Diese
Ublichen Unterstltzungsleistungen konnen allerdings aufgrund des individuellen Hilfebedarfs des Menschen
mit Behinderung oder den ortlichen Gegebenheiten in ihrer Intensitat hdher ausfallen.

Zu Nr. 4.2:

Genesene und geimpfte Menschen mit Behinderung im Sinne der COVID-19-SchutzmaRnahmen-
Ausnahmenverordnung duirfen die Werkstatten betreten.

Zu Nr. 4.3:

Es wird eine Notgruppenregelung fiir Werkstattbeschaftigte getroffen, die aufgrund einer einschlagigen
Vorerkrankung, die einen schweren Verlauf einer COVID-19-Erkrankung bedingen kann oder die nicht in der
Lage sind, die notwendigen Hygiene- und Abstandsregelungen unter Zuhilfenahme der Gblichen
Unterstutzungsleistungen einzuhalten, die Werkstatten nicht zum Zweck der regularen Betreuung und
Beschaftigung betreten dirfen, und die nicht die Voraussetzungen nach Nr. 4.2 erfiillen. Hierdurch kann die
Betreuung und Beschaftigung auch fir diesen Personenkreis ausreichend sichergestellt werden.
Voraussetzung ist, dass die genannten Personen in einer festen Arbeitsgruppe maoglichst ohne
unmittelbaren Kontakt zu anderen Werkstattbeschaftigten arbeiten und die Betreuungs- und
Beschaftigungsmoglichkeiten mit dem betriebsinternen Hygiene- und Infektionsschutzkonzept der
Einrichtung vereinbar sind.

In dem betriebsinternen Hygiene- und Infektionsschutzkonzept muss auch das Beschaftigungs- und
Betreuungsangebot der Notgruppenbetreuung spezifiziert sein.
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Zu Nr. 4.4:

Im Sinne des Infektionsschutzes ist in den Werkstatten fir behinderte Menschen auf den Begegnungs- und
Verkehrsflachen sowie Uberall dort, wo der Mindestabstand von 1,5 m nicht zuverlassig eingehalten werden
kann, von allen Personen ein MNS zu tragen.

Zu Nr. 5:

Im Sinne des Infektionsschutzes sind auf dem Einrichtungsgelande alle Personen zum Tragen eines MNS
verpflichtet. Vom Tragen eines MNS kann abgesehen werden, wenn ein Mindestabstand von 1,5 m
zuverlassig eingehalten werden kann.

Zu Nr. 6:

In Nr. 6 wird auf die einschlagige Bulgeldvorschrift sowie auf Strafvorschriften des Infektionsschutzgesetzes
verwiesen.

ZUNr.7:

Nr. 7 regelt das Inkraftireten dieser Allgemeinverfiigung sowie das Aullerkrafttreten der Allgemeinverfiigung
Corona-Pandemie: Malinahmen betreffend Werk- und Forderstatten flir Menschen mit Behinderung,
Frihférderstellen sowie Berufsbildungs- und Berufsférderungswerke vom 7. Januar 2021,

Az. G7VZ-G8000-2020/122-782, zuletzt geandert durch Bekanntmachung vom 14. April 2021,

Az. G510-G8000- 2021/504-57.

Auch die vorliegende Allgemeinverfligung ist gemaf § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG sofort
vollziehbar.

gez.

Dr. Winfried Brechmann
Ministerialdirektor

Impressum

Herausgeber:

Bayerische Staatskanzlei, Franz-Josef-StrauR-Ring 1, 80539 Miinchen

Postanschrift: Postfach 220011, 80535 Miinchen

Telefon: +49 (0)89 2165-0, E-Mail: direkt@bayern.de

Technische Umsetzung:

Bayerische Staatsbibliothek, LudwigstralRe 16, 80539 Miinchen

Druck:

Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech, Hindenburgring 12, 86899 Landsberg am Lech

Telefon: +49 (0)8191 126-725, Telefax: +49 (0)8191 126-855, E-Mail: druckerei.betrieb@jva-ll.bayern.de

ISSN 2627-3411

Erscheinungshinweis / Bezugsbedingungen:

Das Bayerische Ministerialblatt (BayMBI.) erscheint nach Bedarf, regelmaRiger Tag der Veréffentlichung ist Mittwoch. Es wird im Internet auf der
Verkiindungsplattform Bayern www.verkuendung.bayern.de veréffentlicht. Das dort eingestellte elektronische PDF/A-Dokument ist die amtlich verkiindete
Fassung. Die Verkindungsplattform Bayern ist fir jedermann kostenfrei verfiigbar.

Ein Ausdruck der verkiindeten Amtsblatter kann bei der Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech gegen Entgelt bestellt werden. Nahere Angaben zu den
Bezugsbedingungen kénnen der Verkiindungsplattform Bayern entnommen werden.

Seite 8 von 8



	Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) – Corona-Pandemie: Maßnahmen betreffend Werk- und Förderstätten für Menschen mit Behinderung, Frühförderstellen sowie Berufsbildungs- und Berufsförderungswerke 
	Allgemeinverfügung 
	1. 
	1.1 
	1.2 
	1.3 
	1.4 
	1.5 
	1.6 
	1.7 

	2. 
	2.1 
	2.2 
	2.3 
	2.4 

	3. 
	3.1 
	3.2 

	4. 
	4.1 
	4.2 
	4.3 
	4.4 

	5. 
	6. 
	7. 

	Begründung 

	Impressum 



